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I.  Anforderungen an einen fairen Krankenhausmarkt im Europaischen Binnenmarkt

In Deutschland Ubernehmen Krankenhduser — egal in welcher Tragerschaft - in vollem
Umfang den Versorgungsauftrag, der sich aus dem, vom jeweiligen Bundesland erstellten,
Krankenhausplan fir die Region ergibt. Grundsatzlich werden alle Krankenhauser dafir
auch nach gleichen Prinzipien vergitet. (Vgl. Anlage 1: Krankenhausmarkt in Deutschland).
Die Verglitung leitet sich aus einer objektiven, transparenten und gerechten 6ffentlichen
Entgelt- und Fordersatzermittlung ab, die laufende Betriebskosten durch die fallbezogenen
Krankenhausentgelte und die Investitionskosten durch eine gesetzlich geregelte
Investitionsfinanzierung deckt.

Es ist von der nationalen Gesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland gewollt, dass die
Krankenhduser miteinander im Wettbewerb stehen. Der Wettbewerb soll wirtschaftliche
Effizienz der Krankenhduser erhohen und die Behandlungsqualitdat der Patienten
verbessern. Zu diesem Zweck wurde von der Bundesregierung ein fur alle Krankenhauser
einheitliches, fallbezogenes Entgeltsystem eingefiihrt und die Krankenhduser zur
Veroffentlichung ihrer Qualitatsdaten im Internet verpflichtet. Im Zusammenspiel mit dem
faktischen Recht des Patienten auf die freie Krankenauswahl fuhrt dies dazu, dass
Krankenhduser sowohl ihre Behandlungsqualitat als auch die Effizienz ihrer Strukturen
verbessern miussen. Krankenhdusern, die sich diesen Prozessen nicht oder nur
unzureichend stellen, riskieren, dass ihnen Patienten fernbleiben und damit
Uberlebenswichtige Umsatzerlose fehlen. Es liegt im unternehmerischen Geschick des
einzelnen Krankenhauses, die gestellten Versorgungsanforderungen im Rahmen der
gegebenen finanziellen Moglichkeiten auszugestalten. Dieses System vertragt keine
Bevorzugung einzelner Krankenhduser durch staatliche Beihilfen, die Fehler in der
Krankenhausfiihrung ausgleichen und damit goutieren.

Wo nationale Gesundheitsleistungen — wie Krankenhausleistungen in der Bundesrepublik
Deutschland — dem Markt gedffnet sind, wachsen sie mehr und mehr in einen
europaischen Binnenmarkt hinein. Die Europdische Union hat dem jlngst durch eine
Richtlinie Gber grenziiberschreitende Gesundheitsdienstleistungen Rechnung getragen.

Die aktuelle Praxisrelevanz der Beihilfeproblematik mochten wir durch die beigefligten
Presseveroffentlichungen lber geplante oder geleistete Beihilfen fir die Krankenhduser in
Offenbach, Miinchen und Wiesbaden belegen. Hier sollen Betriebskostendefizite in Hohe
von jeweils zig Millionen Euro, vom kommunalen Trager des Krankenhauses, den Stadten
Offenbach, Minchen und Wiesbaden aus Steuermitteln ausgeglichen werden. Es darf
bezweifelt werden, dass solchen Verlustausgleichszahlungen ,auf Zuruf’ eine
Betrauungsentscheidung mit Orientierung an objektiven, betriebswirtschaftlich ermittelten
Kosten zu Grunde liegt, wie sie schon das geltende europaische Recht verlangt (namentlich
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Art. 106 AEUV, die Entscheidung K (2005) 2673 sowie die Transparenzrichtlinien). Im
Hinblick auf die jeweiligen Betrauungs“akte” ist weitgehend mangelnde Transparenz zu
konstatieren. Teilweise werden Betrauungsakte als In-Sich-Geschafte zwischen dem
kommunalen Forderungsgeber und seinem eigenen Unternehmen ohne jede objektive
Nachvollziehbarkeit und Prifbarkeit in ganzlich ungeregelten Ad-hoc-MaRBnahmen
erlassen.

Die entsprechenden aktuellen Presseveroffentlichungen hierzu liegen als Anlage 2 bei.
Dabei ist unstreitig, dass sich diese grolRen Krankenhauser in privilegierten Lagen, namlich
in Ballungsraumen befinden, und von ihrem Zuschnitt her auch bereits in jener
Versorgungsebene sind, die Binnenmarktrelevanz aktuell hat oder jedenfalls rasch in sie
hineinwdchst. Der Versorgungsauftrag oder der Schweregrad der behandelten Patienten
unterscheidet sich nicht von den umliegenden Krankenhdusern. Diese immensen
staatlichen Beihilfen verzerren den Wettbewerb mit den umliegenden freigemeinnitzigen
oder privaten Krankenhausern, die allein wegen Tragerschaft, nie die Chance bekamen, die
Konsequenzen unternehmerischer Fehlleistungen durch staatliche Beihilfen ausgeglichen
zu bekommen.

Eine derartige staatliche Subventionierung von Defiziten fluhrt dazu, dass keine Motivation
fir die Beseitigung der ursachlichen Mangel in der Krankenhausbetriebsfiihrung entsteht.
Die Effizienz der Erbringung sozialer Dienstleistungen wird empfindlich beeintrachtigt. Die
Notwendigkeit eine nicht nur medizinisch leistungsfahige, sondern auch 6konomisch
effiziente Krankenhausversorgung zu schaffen, entfallt.

Il. Anderungsbedarf

Die mittelfristig zu erwartende Zunahme des politisch gewollten Wettbewerbs zwischen
den verschiedenen Leistungserbringern auf dem deutschen und dem europaischen
Krankenhausmarkt erfordert faire Rahmenbedingungen, die sich auch in fairen
Bedingungen fir staatliche Beihilfen fiir Krankenhduser widerspiegeln missen.

Staatliche Beihilfen dirfen nicht generell und automatisch fir , Krankenhausleistungen”
gezahlt werden, wenn und soweit Krankenhausleistungen nach der jeweiligen
mitgliedstaatlichen Ordnung unter Marktbedingungen erbracht werden. Wenn Leistungen
echte Wettbewerbsleistungen nach der jeweiligen nationalen Rahmenordnung sind,
miissen die geférderten Leistungen einen Zusatzgehalt haben, um
Daseinsvorsorgeleistungen sein zu kénnen. Es ist anerkannt, dass Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) nur solche Leistungen sind, die aus einer
besonderen Gemeinwohlverpflichtung erwachsen. Ordnet der jeweilige Mitgliedsstaat
bestimmte Leistungen, an denen ein allgemeines Interesse besteht, der wettbewerblichen
Erbringung zu, so muss diese mitgliedsstaatliche Entscheidung auch insoweit respektiert

Seite 3



@ BDPK

Bundesverband
Deutscher Privatkliniken e V.

werden, als dann nicht willkirlich derselbe wettbewerbliche Daseinsvorsorgeauftrag noch
selektiv als DAWI erbracht werden kann.
(Erganzung von Artikel 3 oder klarstellende Aufnahme eines Erwdgungsgrundes)

Des Weiteren muss bei staatlichen Beihilfen an Krankenhduser ein MindestmaRR an
Transparenz gewahrleistet sein. Aus diesem Grunde halten wir eine Klarstellung in Art. 4 |
erforderlich, dass eine Veroffentlichung des Betrauungsaktes nach den jeweiligen
mitgliedsstaatlichen Vorschriften zu erfolgen hat. Das dient auch der Rechtssicherheit,
denn an eine Veroffentlichung konnen dann auch Rechtsbehelfsfristen geknlipft werden.
(Erganzung von Artikel 3)

Zusatzlich schlagen wir eine nationalstaatliche Verpflichtung fir ein Transparenzregister
fur staatliche Beihilfen an Krankenhauser vor. Darin werden neben dem Betrauungsakt alle
fur den Bericht nach Art. 7 notwendigen Informationen vom Beihilfengeber eingestellt. Die
Verpflichtung der Nationalstaaten zur Abgabe eines aussagekraftigen Berichtes wird damit
erheblich vereinfacht.

(Ergdnzung von Artikel 7)

Zur Gewahrleistung einer effektiven Kontrolle staatlicher Beihilfen an Krankenhduser regen
wir darliber hinaus ein nationales Verbandsklagerecht fiir diesen Bereich an.
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Anderungsvorschlige

1. Erganzung von Artikel 3 (Betrauung) des ,Beschluss der Kommission Uber die
Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des AEUV auf staatliche Beihilfen in Form von
Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung
von DAWI betraut sind” (Beschluss)

,Damit dieser Beschluss zur Anwendung kommen kann, ist die Zusténdigkeit fiir die
Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem d&ffentlichem Interesse dem/den
Unternehmen im Wege eines oder mehrerer Hoheitsakte zu (ibertragen, deren Form und
Bekanntmachung von den einzelnen Mitgliedstaaten bestimmt werden kann. In dem
Akt/den Akten muss insbesondere Folgendes festgelegt sein:

a) Besondere Aufgabe zur Erfiillung des Gemeinwohlinteresses, die nach der jeweiligen
Gesetzgebung nicht schon unter Marktbedingungen erbracht wird;

b) Begriindung der Notwendigkeit, fiir die besondere Aufgabe Ausgleichsleistungen zu
zahlen;

c¢) Dauer der Verpflichtung zur Erbringung dieser Dienstleistungen;

d) das Unternehmen und gegebenenfalls das betreffende Gebiet;

e) Art etwaiger dem Unternehmen durch die Bewilligungsbehérde gewdhrter
ausschliefSlicher oder besonderer Rechte;

f) Parameter fiir die Berechnung, Uberwachung und Anderung der Ausgleichsleistungen,
und welche Auswirkungen diese Parameter auf den Gesamtausgleichsbetrag haben;

g) Mafinahmen zur Vermeidung und Riickforderung von Uberkompensationszahlungen und
h) einen Verweis auf diesen Beschluss.”

Begrindung
Grundsatzlich sind staatliche Beihilfen, die durch die Beglinstigung bestimmter

Unternehmen den Wettbewerb verfdlschen oder zu verfdlschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar. Dies gilt auch fiir Beihilfen an Unternehmen, die mit DAWI
betraut sind, es sei denn die Erflllung der ihnen lbertragenen besonderen Aufgabe wird
dadurch verhindert (Art. 106 Abs. 2 AEUV). Die Kommission beabsichtigt, die Vereinbarkeit
von Beihilfen fir ,Krankenhausbehandlungen” mit dem Binnenmarkt im Beschluss zu
regeln.

Um Wettbewerbsverfilschungen zu verhindern und der dem ,Vertrag Uber die
Arbeitsweise der Europadischen Union“ (AEUV) zugrundeliegenden Regel-Ausnahme-
Struktur gerecht zu werden, sollte der Beschluss unter Respektierung der Einschatzungs-
und Gestaltungsspielrdume der Mitgliedsstaaten klarer zum Ausdruck bringen, dass bei
einer Zuordnung von Leistungen im jeweiligen Mitgliedsstaat zu einem offenen Markt eine
zusatzliche selektive Forderung einzelner Teilnehmern nur unter bestimmten
Voraussetzungen erfolgen darf: erstens, missen diese Teilnehmer gegenliber den anderen
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Marktteilnehmern zusatzliche besondere Gemeinwohlaufgaben erbringen, und zweitens
muss dafur die Zahlung von Ausgleichsleistungen erforderlich sein. Erforderlich ist die
Feststellung, dass DAWI nur solche Leistungen sein kdnnen, die unter Marktbedingungen
nicht erbracht werden. Wiinschenswert ware es dartiber hinaus, dass DAWI nur solche
Leistungen sind, die unter Marktbedingungen nicht erbringbar sind. DAWI kann daher
insbesondere nur eine besondere Gemeinwohlverpflichtung betreffen,

e die ohne die Ausgleichszahlung nicht erfillt werden kann bzw.
e die andere Marktteilnehmer ohne Ausgleichszahlung nicht erbringen.

Diese Auffassung hat die Kommission bereits in den Randziffern 42 und 43 der ,Mitteilung
der Kommission Uber die Anwendung der Beihilfevorschriften der EU auf
Ausgleichsleistungen flr die Erbringung von DAWI“ dargelegt.

2. Erganzung von Artikel 7 (Meldungen) des Beschlusses

»1. Die Berichte liber die Umsetzung dieses Beschlusses sind der Kommission von jedem
Mitgliedstaat alle zwei Jahre zu libermitteln. Die Berichte enthalten eine detaillierte
Ubersicht iiber die Anwendung dieses Beschlusses auf die in Artikel 1 Absatz 1 aufgefiihrten
verschiedenen Kategorien von Dienstleistungen.

Diese Ubersicht enthdilt

a) den Gesamtbetrag der nach diesem Beschluss gewdhrten Beihilfen;

a) eine Aufschliisselung des Gesamtbetrags der nach diesem Beschluss gewdhrten Beihilfen
nach Wirtschaftszweig;

d) Angaben dazu, ob fiir eine bestimmte Art von Dienstleistung die Anwendung dieses
Beschlusses Schwierigkeiten verursacht oder zu Beschwerden Dritter gefiihrt hat;

d) Angaben dazu, in welchem Umfang der Beschluss auf unternehmensinterne Tdtigkeiten
angewandt wurde;

e) andere von der Kommission erbetenen Informationen iiber die Anwendung dieses
Beschlusses, die rechtzeitig vor der Abgabefrist fiir den Bericht ndher ausgefiihrt werden.

Der erste Bericht ist spédtestens am [30. November 2013] vorzulegen.
2. Die Mitgliedsstaaten veréffentlichen eine detaillierte Ubersicht iiber die Anwendung

dieses Beschlusses auf die in Artikel 1 Absatz 1b aufgeflihrten, verschiedenen Kategorien
von Dienstleistungen.

Diese Ubersicht enthdlt Angaben zum
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* Beihilfegeber

* Beihilfeempfénger

e Datum/ Fundstelle des Betrauungsakts

e Umfang der geleisteten Beihilfe

e Gegenstand und Dauer der Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse.”

3. Erganzung der Erwagungsgriinde nach Erwagungsgrund (8)

,(9) Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse werden in den
Mitgliedstaaten nach sehr unterschiedlichen Systemen erbracht. Teilweise werden sie von
der nationalen Gesetzgebung als Wettbewerbsleistungen mit gesetzlich geregelter
Leistungsfinanzierung oder Entgeltgestaltung erbracht. Eine zusdtzliche Férderung
gegeniiber dem allgemein geregelten Leistungsentgelten selektiv flir einzelne Unternehmen
ist in solchen Fdllen allenfalls zuldssig, wenn diese neben den allgemeinen
entgeltfinanzierten sozialen Dienstleistungen zusdtzlich Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse erbringen und fiir deren Erbringung Ausgleichsleistungen
erforderlich sind.”

Begriindung
Die Befreiung von der Anmeldung der Ausgleichszahlung und damit der fehlenden

unmittelbaren Kontrolle durch die Kommission schafft einen sensiblen Bereich, in dem
Missbrauch der aufgestellten Regeln zumindest vorstellbar ist. Die vorgeschlagene
Ergdanzung konkretisiert die interne Berichtspflicht der Mitgliedsstaaten. Sie stellt die
notwendige Transparenz her und ermoglicht so den in vielfiltiger Weise von den
Ausgleichszahlungen Betroffenen (z. B. Steuerzahler, Aufsichtsbehorden, Mitbewerber)
ihre Kontroll- und Beschwerderechte wahrzunehmen.

Der Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. (BDPK) vertritt seit 60
Jahren die Interessen der 1.000 Krankenhduser und Rehabilitationskliniken
in privater Tragerschaft. Er ist damit malgeblicher Spitzenverband der
privatwirtschaftlich  tatigen Leistungserbringer und flankiert die
zunehmende Privatisierung im deutschen Gesundheitsmarkt. Der BDPK
steht flr Qualitat, Innovation und Wirtschaftlichkeit in der stationaren
Versorgung.

Nahere Informationen: http://www.bdpk.de
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Anlage 1: Krankenhausmarkt in Deutschland

1. Transparente Krankenhausplanung

Die Versorgung der bundesdeutschen Bevolkerung mit Krankenhausleistungen wird aktuell
von 2.060 Krankenhdusern libernommen. Diese 2.060 Krankenhduser befinden sich jeweils
zu einem Drittel in Offentlicher, freigemeinnitziger und privater Tragerschaft. Alle
Krankenhaduser — egal in welcher Tragerschaft — ilbernehmen dabei in vollem Umfang den
Versorgungsauftrag, der sich aus dem, vom jeweils zustandigen Bundesland erstellten,
Krankenhausplan fir das Krankenhaus in dieser Region ergibt. Dies gilt fir eine
umfassende 24stiindige Notfallversorgung an 365 Tagen im Jahr genauso, wie fiir die
Verpflichtung, im Rahmen der Sicherstellung der Versorgung Patienten aller Schweregrade
entsprechend der zugewiesenen Versorgungsstufe und die Beteiligung an der Versorgung
der Bevolkerung bei eventuellen Schadensereignissen. Alle Krankenhduser missen dabei
die sich aus dem Krankenhausbedarfsplanen ergebenden Fachabteilungen in der
gebotenen qualifizierten personellen Besetzung fiir die Versorgung der Bevdlkerung
vorhalten.

In der Praxis fuhrt dies dazu, dass der Versorgungsauftrag nach transparenten Kriterien
gleichermaBen von allen Krankenhdusern wahrgenommen wird. Ein identischer
Versorgungsauftrag fiihrt deshalb dazu, dass es auch Universitatskliniken oder
Krankenhduser auf wenig bewohnten Inseln (Helgoland, Rigen etc.) in den
unterschiedlichen Krankenhaustragergruppen gibt. Auch aktuell bei der Behandlung der
EHEC- Epidemie haben alle Krankenhduser unabhangig von lhrer Tragerstruktur gemaR
dem ihnen zugewiesenen Versorgungsauftrag Patienten behandelt und so zur Bekampfung
der Epidemie beigetragen.

2. Transparente Krankenhausfinanzierung

Die Finanzierung der Krankenhausleistungen erfolgt nach einem dualen Prinzip. Fir die
Vorhaltung der von den Bundeslandern in den jeweiligen Regionen gewiinschten
Versorgungsstrukturen erhalten alle Krankenhduser eine von den Bundeslandern
getragene Investitionskostenfinanzierung. Auch wenn diese Investitionskostenfinanzierung
durch die Bundeslander nicht immer dem notwendigen Investitionsbedarf entspricht,
erfolgt die Zuteilung der Investitionsmittel nach den sich aus dem Krankenhausbedarfsplan
ergebenden Versorgungsverpflichtungen. Uber alle unterschiedlichen
Krankenhaustragerarten hinweg werden diese Investitionsmittel nach einheitlichen
Prinzipien ausgeschittet.
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Die Betriebskosten eines Krankenhauses fir die Versorgung eines Patienten werden von
der jeweils zustandigen Krankenkasse des Patienten getragen. Die Hohe der von den
Krankenkassen zu erstattenden Betriebskosten ergibt sich aus einem einheitlichen
Leistungsbewertungssystem, den German Diagnosis Related Groups (DRG). Dieses
bundeseinheitliche = Bewertungssystem  bemisst den  Leistungsaufwand eines
Krankenhauses aus den Faktoren behandlungsbediirftige Diagnosen, Schweregrade und
durchgefihrten Leistungen. Die sich aus dem DRG-System ergebende Vergltung der
Betriebskosten ist fur alle Krankenhduser bei vergleichbaren Leistungen einheitlich.

3. Entwicklung des Krankenhausmarktes

Fir Deutschland ist festzustellen, dass das Krankenhausgesetz eine trdgerplurale
Krankenhauslandschaft wiinscht, die dem Patienten entsprechend der eigenen
Praferenzen WahImoglichkeiten gibt. Ein wesentlicher Schritt in eine solche von
wettbewerblichen Prinzipien gesteuerte Krankenhauslandschaft ist die Einflihrung eines
pauschalierenden Entgeltsystems, des DRG-Systems, im Jahr 2003. Seitdem sind
Krankenhauser starker als bisher darauf angewiesen, durch gute Leistungen das Vertrauen
von Patienten und Krankenkassen zu gewinnen bzw. zu erhalten. Krankenhduser die nur
noch wenige Patienten behandeln, erleiden seit der Einfilhrung des DRG-Systems
erhebliche finanzielle Einbul3en.

ZukuUnftig ist damit zu rechnen, dass der Wettbewerbsdruck im Krankenhausmarkt weiter
steigen wird. Diese sowohl von der Politik als auch von den Krankenkassen gewollte
Entwicklung wird sehr wahrscheinlich mittelfristig in ein Versorgungssystem miinden, das
einen Preiswettbewerb fiir sogenannte planbare Krankenhausleistungen miindet
(Selektives Kontrahieren). Dieser Preiswettbewerb wiirde den Wettbewerb unter den
Krankenhdusern erheblich verscharfen.

Hinsichtlich seiner Kapazitat entwickelt sich der Krankenhausmarkt ricklaufig. So nimmt
neben der Zahl der Krankenhduser auch die Zahl der vorgehaltenen Krankenhausbetten ab.
Gleichzeitig steigt die Zahl der in den Krankenhdausern behandelten Patienten auf aktuell
18 Millionen Patienten jahrlich und soll bis zum Jahr 2025 nach Prognosen des statistischen
Bundesamtes auf 20,1 Millionen Patienten steigen. Diese Entwicklung geht einher mit
einer massiven Verkilirzung der Aufenthaltsdauer (Verweildauer) der Patienten in
Krankenhadusern. Sie ist vom Jahr 1995 von 14 Tagen auf aktuell 7,8 Tage im Jahr 2010
gesunken.
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Studdeutsche Zeitung

Mittwoch, 21.09.2011

100 Millionen Euro fiir stidtische Kliniken

Weil das Unternehmen in seiner Ex

J
| v

Von Silke Lode

Die Stadt Minchen will ihre Kliniken
mit 100 Millionen Euro unterstiitzen,
weil das Unternehmen angesichts der mi-
serablen Finanzlage sonst in seiner Exis-
tenz gefdhrdet ist. Aufsichtsratschef Hep

Monatzeder informierte Oberbiirgermeis- .

ter Christian Ude am Freitag gemeinsam
mit Kdmmerer Ernst Wolowiez dariiber,
dass auf das Stadtklinikum in diesem
Jahr ein Defizit von bis zu 43 Millionen
Euro zukommen wird. Nun hat Ude vor-
geschlagen, dass die Stadt als Gesell-
schafter mit 100 Millionen Euro aushel-

“fen soll. ,,Dafiirmuss es bei den Kliniken

strukturelle Verbesserungen geben”, sag-
te Ude. Von Klinikchefin Elizabeth Harri-
son habe er fiir die Reformen einen Zeit-
plan und eine Auflistung méglicher Er-
gebnisverbesserungen gefordert.
Kémmerer Wolowicz sagte, er sei iiber
die Entwicklung nicht erfreut, weil die
Stadt das Klinikum bereits zwei Mal mit

hohen Millionenbetrigen unterstiitzt ha-
be — zuletzt 2009 mit einem Investitions-
zuschuss von fast 130 Millionen Euro.
»Aber wenn das fiir die Fortsetzung des

Unternehmens notig ist, sorgen wir fiir.

die Finanzierung", sagte er. Fiir solche

Notflle habe dieStadt Reserven. Dieseér |
Sondertopf kénnte angezapft werden,’

wenn der Stadtrat den Hilfen zustimmt.

Monatzeder erlauterte, dass eine Fi-

nanzspritze der Stadt in Form einer Ei-
genkapitalerh6hung oder einer Biirg-
schaft denkbar sei. Fiir eine Biirgschaft
1sei jedoch die Zustimmung der Regie-
rung von Oberbayern notwendig, tiber ei-

ne Kapitalerh6hung kann die Stadt allei- -

ne entscheiden. ‘Monatzeder betonte,
dass die Hilfe nur als ,,Schutzschirm* ge-
dacht sei: ,,Das Geld wird nurangetastet,
wenn etwas beim Klinikum schiefgeht.*
Die FDP erklirte am Dienstag, dass
sie weitere Zuschiisse fiir den falschen
Weg halt und wirft OB Ude eine' ,verhee-
Tende Staatswirtschaft® vor. ,,Der Qber-

- blirgermeister will nun mit Steuergel-

dern die Probleme zudecken, damit er in
Ruhe fiir die SPD kandidieren kann®,
sagte Fraktionschef Michael Mattar und
verglich Udes Politik mit der'Misswirt-
schaft der' CSU' bei der Liandesbank.

‘CSU-Fraktionschef Josef Schmid kiin-
digte an, eine Kapitalerh6hung mitzutra- -

,Bei den Kliniken herrscht .
seit ftinf Jahren Chaos?,
schimpft die CSU.

gen, da seine Partei dies seit Giiindung
der Klinik-GmbH im Jahr 2005 gefor-
dert habe. Die rot-griine Koalition griff
er jedoch heftig furihr ,Klinikversagen*
an. Ude warf er ,groBe Versaumnisse®

vor, weil sich die fiinf Kliniken seit der
| Fusion weiter Konkurrenz gemacht hit-

ten anstatt Exzellenz-Zentren zu bilden

und Synergieeffekte zu schaffen. ,Bei

istenz gefahrdet ist, hilft die Stadit mit einer Finanzspritze - Opposition attackiert OB Ude |

den Kliniken herrscht seit fiinf Jahren
Chaos*, kritisiert Schmid und weist die
Schuld dafiir Ude zu: ,,Fir die alten Seil-
schaften, die ohne Sach- und Fachkennt-

misse nach Parteibiichern an der Spitze

des Klinikums installiert wurden, tragt
er die volle Verantwortung.“

Ude raumte ein, dass es dem alten Ma-
nagement nicht gelungen sei, Strukturre-

formen umzusetzen - dies sei jedoch

auch an ,internen Widerstinden® ge-

' scheitert. Fiir die aktuelle Finanzkrise

sieht er jedoch sinkende Einnahmen im
Nachgang des Hygiene-Skandals und

steigende Personalkosten verantwort-

lich. Rote Zahlen schreibt das Klinikum
schon seit der Fusion vor sechs Jahren.
2009, im Jahr vor dem Hygieneskandal,
betrug der Verlust 2,65 Millionen Euro,
2010 lag das Defizit bei fast 24 Millionen
Furo. Das Sanierungskonzept, das die
Klinikchefin im Oktober vorlegen soll,
wird deshalb auch einen Personalabbau
beinhalten.
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KLINIKUM OFFENBACH

Krankenhaus braucht frisches Geld

Das Klinikum braucht erneut eine kriftige Finanzspritze. Und das muss
offenbar sehr schnell gehen. Die Kritik an der Geschaftsfiihrung wachst.

Der Magistrat tagt am Mittwoch, im Anschluss daran will Michael Beseler (SPD)
die Fraktionsspitzen informieren. Dass es dabei ums Klinikum und ums Geld geht,
bestatigte der Kammerer und Aufsichtsratsvorsitzende. Uber die Hohe des
Zuschusses, der notwendig ist, um das Krankenhaus tUber Wasser zu halten,
wollte Beseler am Montag nichts sagen. Die Stadt hatte bereits Ende des
vergangenen Jahres das Eigenkapital des Klinikums um 30 Millionen Euro

Das Klinikum Offenbach aufgestockt, um die Zahlungsfahigkeit des Hauses zu gewahrleisten.
Foto: Christoph Boeckheler

Schon wenige Monate spater wurde klar, dass die Schieflage langst nicht
beseitigt ist. Mitte Juni hatte Beseler von einem ,erheblichen Liquiditatsbedarf” in
Hbhe von 75 bis 80 Millionen Euro bis 2015 gesprochen.

Die CDU glaubt, Beseler habe seinerzeit schon gewusst, dass das Krankenhaus viele eher Geld braucht. Fraktionschef
Peter Freier vermutet, dass der ,Riesendruck” jetzt entsteht, weil die ,Zwangsjacke* GmbH-Gesetz einen Jahresabschluss
bis spatestens 31. August fordere. Sollten die Wirtschaftsprifer darin keine ,positive Fortfihrungsprognose” erkennen,
sehe es dlster aus.

Indes wird die Kritik am Management immer lauter. Nicht nur die Opposition fordert Veranderungen. Auch in den Reihen der
SPD wird der Ruf laut, Geschéaftsfiihrer Hans-Ulrich Schmidt solle ein arztlicher Manager zur Seite gestellt werden. Die
FDP fordert zusatzlich einen Manager mit besonderer Finanzkompetenz. ,Es geht um eine komplette Umstrukturierung der
Klinikleitung“, sagt Fraktionsvorsitzender Oliver Stirbdck. Er kiindigt an, dass die Liberalen einer neuen Geldspritze
zustimmen werden, weil sie ,alternativios” sei. Eine Zusammenarbeit des Klinikums mit der Krankenhausgruppe Vivantes in
Berlin lehnt die FDP ab, weil sie nicht in der Region vertreten sei und nicht die notwendige finanzielle Potenz besitze. ( ohl)

Artikel URL: http://www.fr-online.de/offenbach/klinikum-offenbach-krankenhaus-braucht-frisches-geld,1472856,8659964.html

Copyright © 2010 Frankfurter Rundschau

1vonl 28.09.2011 16:47


koerber
Typewritten Text
Anlage 2: Presseveröffentlichungen


fPus Baz’j S ]

ADresbackmec

A

Harier vom 25 2 2040

Anlage 2: Presseverdffentlichungen

+

Mittwoch,
24, Februar 2010
Wieshadener Kurier

Von
Christoph Cuntz

WIESBADEN. Noch liegen
leine . verlisslichen Zahlen
iiber der Jahresabschluss der
Dr. Horst-Schmidt  -Klinilcen
(HSK) vor. Aber Idar ist schon
jetzt: Wieshadens kommunales
Krankenhaus hat 2009 aber-
mals ein Defizit gemacht. Die
HSK haben ,strukturbedingt
und auch durch individuelle
Einfliisse das geplante Jahres-
ergebnis nicht erreicht*: So
vorsichtig beschreibt die Ge-
schiiftsfiihrung das, was fiir das
seit Jahren defizitdre Haus ein
wahres Desaster ist. Erneut
muss das HSK-Management
nach ,der Unterstiitzung des
Gesellschafters”  rufen. Ge-
meint ist die Landeshauptstadt,
deren  Wirtschaftsdezernent

» frgendwann ist die Zi-
trone ausgepresst. «

DETLEY BENDEL,
Wirtschaftsdezement und Auf-
sichisratsvorsitzender der HSK'

F R LR E R R R R R

Detlev Bendel (CDU) auch
Vousitzender des Aufsichisra-
tes bei den HSK ist. Mehrere
Millionen Euro betrage der
Verlust der HSK, sagt er. Die
Stadt werde vermutlich fiir ei-
nen neuen Kredit biirgen miis-
sen. Dies nicht zum ersten Mal:
Im Beteiligungsbericht fiir
2008 ist nachzulesen, dass
Wiesbaden bereits fiir Kredite
in Hohe von 58,8 Millionen
Buro bilrgt, die die FISK aufge-
nommen haben,

Fiir die Dauer-Misere, unter
der kommunale Hiuser wie die
HSK Jeiden, gibt es unter-
schiedliche  Griinde. Ein
Grund. Hegt im System der
Krankerphausfinanzierung, das
erfolgreiche Medizin und gute
Pflege nicht belohnt. Die HSK
etwa hatter1 2009 im Vergleich
zum Vorjahr zwOlf Prozent
mehr Patienten behandelt. Der
Erfolg rechnet sich nicht: Be-
handlungsfille, die das ausge-
handelte Budget - sprerigen,
werden den Kliniken nur zum
Bruchieil entlohnt. Im Zwist,
den die HSK deshalb mit den
Krankenkassen haben, ist die
$chiedsstelle angerufen.

Zu. schaffen machen den
HSK vor allem aber die gestie-
genen Lohnkosten. Das Perso-
nal sei durch die Tarifabschlils-
se fiir die Jahre 2008 und 2009
teurer geworden. Auf 13 Milli-
onen Buro beziffert das Ma-
nagement die Mehrkosten.
Aber nur die Hiifte hiervon
werde iiber die Vergiitung der

i

A BT eSS LTI

ANALYSE Die kommunalen Dr. Horst-Schmidt-

Kliniken sind weiterhin defizitar, aber einen Hoffrungsschimmer gibt es

Die HSK haben 2009 abermals ein Millionendefizit gemacht, so
Dezernent und Aufsichtsratsvorsitzender Detlev Bendel. Dennoch

Krankenhausleistungen  refi-
nanziert. Mithin blieben 6,6
Millionen Furo an den HSK
h#ngen. '

Das ist Geld, das die HSK an
andere Stelle einsparen miiss-
ten .~ wenn sie nur kénntern.
JIrgendwann . ist. die.. Zitrone
ausgepresst”,
ratsvorsitzender Bendel.

Aber allen Klagen zum Trotz
werden die Persunallcosten
weiter steigen. Die Dienstleis-
tungsgewerkschaft Verdi for-
dert in der aktuellen Tarifausei-
nandersetzung eine ganze Rei-
he von Verbesserungen - ange-
fangen bei Entlastungen filr das
Pflegepersonal bis hin zu ei-
nem Inflationsausgleich beim
Gehalt. Unter dem Strich, sagt

_ Andreas Kénig von Verdi in

Wiesbaden, ,macht das alles
zusammen fiinf Prozent®.

. Konig ist Mitglied im Auf-
sichtsrat der HSK. Er kennt die
prekire Lage des kommunalen
Krankenhauses. Und rechtfer-
tigt dennoch die Gewerk-
schaftsforderung nach besse-
ren Arbeiisbedingingen und
héherem Lohn: ,Die HSK

miissen das leisten konnen,
sonst kriegen sie kein Personal
mehr und werden ganz abge-
hingt®.

Tatsichlich rdumt die Ge-
schiftsfiihrung ein, dass schon
jetzt- zehn. Arztstellen- unbe-
setzt sind..Und. Aufsichisrats-

sagt Aufsichts-. vorsitzender Bendel erzihlt,
" wegen Personalmangels miiss-

ten Pflegekriifte von Zeitar-
heitsfirmen geliehen werden —
sogar auf der Intensivstation.

* Nicht nur in Wiesbaden,
deutschlandweit fehiten® Plle-
gekrifte und Arzte, sagt Verdi-
Funktiondr Andreas Konig.
 Wegen Personalmangels fal-
len heute schon Operationen
aus®, Der Markt sei vielfach
leer gefegt, auch wegen der
schiechten Arbeitsbedingun-

-gen an Krankenhiusern. Wes-

halb selbst private Klinildketten
mittlerweile das gleiche Gehalt
wie kommunale Triger zahl-
ten. Und manchmal sogar et-
was mehr. )

So wird mit den Personalkos-'
ten auch das: Defizit der HSK
weiter steigen. Hinzu kommt
ein immenser Investitionsstau:

.
e

fordert die Gewerkschaft fiir das Pflegepersonal mehr Gehalt,

Aeztestellen sind unbesetzt,

~Vor fast 30 Jahren wurde das

Krankenhaus gebaut. Nun-
mehr veranschlagt die Ge-
schiftsfihrung den Investiti-
onsbedarf auf 120 Millionen

........4...........»....,........‘..‘

»Wegen Personalman-
gels fallen heute schon
Qperationen aus. «

ANDREAS KONIG, ‘
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi

F R R R R R R R AR

Euro. Immerhin habe das Land
Hessen ,in einigen Vorgespri-
chen deutlich gemacht, dass es
pinen wesentlichen Anteil die-
ser Kosten ibernehmen wird,
sofern eine differenzierte Bau-
und Sanierungsplanung vor-
liegt®.

,Die Lage ist ernst, aber
nichts aussichtslos”, sagt Det-

lev Bendel, der die HSK auf .

jeden Fall als Jrommunales
Haus erhalien mochte. Doch

damit alles beim Alten bleiben

kann, muss sich Vieles dndern
bei den HSK. Alleine wird das

oy

Fotos: Archiv

Krankenhaus nicht mehr be-
stehen konnen. Das weil} Ver-
di-Mann Konig, der einer Fusi-
on mit den stadtischen Klini-
ken Offenbach das Wort redet
— vorausgesetzi, dass damii tat-
siichlich Doppelstrukturen ab-
gebaut werden:” ~ © :

Ob Eusion oder Kooperation
zwischen Wiesbaden und. Of-
fenbach: Das ist noch nichi
abschlieRend geregelt. Aber
der Magistrat der Landes-
hauptstadt hat das Zusammen-
gehen mit Offenbach - in der
einen oder anderen Form —
gestern beschlossen. Auf dem
Weg dorthin hat Wirtschafts-
dezernent Detlev Bendel eine
eindeutige Priiferenz. Er beffir-
wortet die Fusion, die Grin-
dung einer gemeinsamen Fir-
ma. ,Weil das die meisten Sy-
nergien bringt®.

Das Zusammengehen mit Of-
fenbach sei auf politischer Ebe-
ne unumstritten, sagt er. In
Wiesbaden werde noch in die-
sein Jahr eine Entscheidung ge-
f4llt, deren Vollzug im néchs-
ten Jahr‘ansteht - Kommunal-
wahl hin, Kommunalwahl her:
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